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Gesetzgebungsverfahren zum Kinderbildungsgesetz - K iBiz 
 
Stellungnahme der Mitgliederversammlung der Arbeits gemeinschaft der Spit-
zenverbände der Freien Wohlfahrtspflege 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Anhörung zum Kinderbildungsgesetz (KiBiz) am 28./29.08.2007 hat die Landes-
arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege des Landes 
Nordrhein-Westfalen in der Einschätzung bestärkt, dass der vorliegende Gesetzent-
wurf deutlicher Veränderungen und Korrekturen bedarf. 
 
Die diesem Schreiben beigefügte Stellungnahme der Mitgliederversammlung der Ar-
beitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege vom 18. Sep. 2007 benennt wesentli-
che Punkte einer unseres Erachtens erforderlichen Nachbesserung und thematisiert 
darüber hinaus gehend zentrale Verfahrensfragen. 



 
Das Ergebnis eines im Nachgang der Anhörung erfolgten konstruktiven Beratungs-
prozesses mit Vertretern und Vertreterinnen der Kommunalen Spitzenverbände be-
züglich der finanzrechtlichen Eckpunkte liegt diesem Schreiben als Anlage ebenfalls 
bei. Es bietet unseres Erachtens eine Basis zur Gewährung von mehr Planungssi-
cherheit auf allen Ebenen sowohl des Landes und der Kommunen als auch der Trä-
ger.  
 
Ein erläuterndes Schreiben der Landesarbeitsgemeinschaft der Öffentlichen und 
Freien Wohlfahrtspflege bietet Ihnen einen wesentlichen Einblick in die vorgeschla-
gene Finanzierungssystematik, durch die Risiken der systematischen Unterfinanzie-
rung, wie sie im Statement des Vorsitzenden der Landesarbeitsgemeinschaft der 
Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege zur Anhörung konkret benannt worden 
sind, verringert werden können. 
 
Wir würden uns freuen, wenn Sie unsere Bemühungen als Ausdruck konstruktiver 
und sachdienlicher Mitarbeit an der dringend erforderlichen Überarbeitung des vor-
liegenden Gesetzesentwurfs verstehen können. Für persönlich Gespräche zur vertie-
fenden Erörterung stehen wir gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Dr. Uwe Becker 
Vorsitzender 


